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Vom lebendigen Geist der DDR
Die frühere Bürgerrechtlerin Freya Klier provoziert mit ihren

Thesen zur Realität der Deutschen Einheit

Im Herbst 2012 erhielt Freya Klier vom Bundespräsidenten Joachim Gauck
das Bundesverdienstkreuz. Ein Jahr später sprach sie in der Akademie zum
Tag der Deutschen Einheit (siehe Seite 13) Foto: Bundesregierung / Breloer

 Wachstum – aber wie?

Siehe Seite 3

Mittlerweile ist (fast) allen Ökonomen
klar: Höhe und Verlauf des Brutto-
inlandsprodukts alleine reichen nicht
aus, um den Wohlstand zu bestimmen.
Der Abschlussbericht der Enquete-
Kommission zu Wachstum, Wohlstand
und Lebensqualität wurde nur wenige
Tage vor unserer Konferenz veröffent-
licht. Einige Mitglieder der Kommission
konnten als Referenten gewonnen wer-
den. Das Münchner ifo-Institut war
Kooperationspartner der Tagung. Es
sollte geklärt werden, was Wachstum
für Wirtschaft und Gesellschaft bedeutet.
Oder provokativer formuliert: „Wach-
sen wir uns zu Tode?“ Zerstört am Ende
das Wachstum der Wirtschaft unsere
Lebensgrundlagen?

Foto: Hindemitt

Im Klassenzimmer der Natur

Siehe Seite 9

Die Verbindung von Natur, Bildung und Politik er-
kundete ein Exkursionsseminar im Nationalpark
Berchtesgaden. Rund 20 Lehrkräfte aller Schularten
und Fächer machten sich auf in die Berge, um vor Ort
und am eigenen Leib zu erfahren, welche Wechsel-
wirkungen zwischen Mensch, Gesellschaft und Natur
bestehen. Auf dem Blaueisgletscher (rechts) – oder
besser: was davon noch übrig  ist – wird der Klima-
wandel auf  rund 1900 Metern Höhe unmittelbar er-
fahrbar. Die Erwärmung der vergangenen 100 Jahre
hat den nördlichsten Gletscher der Alpen zu  einem
kleinen Eisfeld abgeschmolzen. Auf dem Weg in die
Höhe sammelte die Gruppe Daten zum Wetter und übte
die Orientierung im Gelände.
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Um eine Antwort war Karl-Heinz
Paqué von der Universität Magdeburg
nicht verlegen. Er war von 2002 bis
2006 FDP-Finanzminister in Sachsen-
Anhalt: Sein Credo: „Wachstum spielt
in der Weltwirtschaft eine enorme
Rolle, um den Wohlstand an-
zuheben.“ Wirtschaftswachs-
tum habe in den letzten Jahr-
zehnten nicht nur das Ein-
kommensniveau vor allem in
Schwellenländern deutlich er-
höht, sondern auch die Armut
weltweit reduziert. In seinem
Plädoyer verwies der liberale
Wirtschaftsprofessor darauf,
dass Wachstum auch für In-
dustrieländer existentiell wich-
tig sei, um ihre weltwirtschaft-
liche Position zu halten.

„Wachstumsverzicht funktioniert
nicht, wenn der Rest der Welt sich
nicht daran hält.“ In einer mobilen
Welt, so warnte Paqué weiter, verliere
die Gesellschaft dann ihre Leistungs-

träger. Vor allem in Deutschland gebe
es einen engen Zusammenhang zwi-
schen der Zunahme des marktfähigen
Wissens und Wachstum. Erst Innova-
tionen steigerten die Produktivität pro
Erwerbstätigen und erst dann entste-

he qualitatives Wachstum. Vom Ver-
such der Investitions- und Konsum-
lenkung im Sinne ökologischer Ziele
hält Paqué als Liberaler überhaupt
nichts. Er verweist dabei auf die soge-

nannten Rebound-Effekte. Demnach
führe steigende Effizienz sogar zu er-
höhtem Gesamtverbrauch. Ein Bei-
spiel: die Möglichkeit verbrauchs-
ärmere Autos herzustellen, veranlasse
manche Hersteller zur Konstruktion

von Kraftstoff fressen-
den Wagen.

Gert Wagner vom Deut-
schen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW)
in Berlin kann im Wachs-
tum keinen Wert an sich
erkennen. „Die zentrale
Frage ist doch vielmehr:
Wie lassen sich privater
Eigennutz und ökologi-
sche Nachhaltigkeits-
ziele am besten unter
einen Hut bringen?“

Eine Frage, die so ähnlich auch den
„Club of Rome“ vor 40 Jahren umtrieb:
In ihrem Bericht „Grenzen des Wachs-
tums“ waren die Experten damals zu
dem Schluss gekommen: Die Lebens-
weise industrialisierter Gesellschaften
sei langfristig nicht tragbar.

Welche statistischen Indikatoren er-
lauben nun heutzutage, den Wohl-
stand einer Gesellschaft zu bestimmen?
In seinem Vortrag erläuterte Wagner
neun von der Enquete-Kommission

Wachsen wir uns zu Tode?
Über die Zusammenhänge von Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität

Wie lässt sich der Wohl-
stand einer Gesell-
schaft messen? An

vollen Kaufhäusern oder be-
lebten Einkaufsstraßen? Höhe
und Verlauf des Bruttoinlands-
produkts alleine reichen jeden-
falls nicht aus, um den Wohl-
stand zu bestimmen. Zerstört am
Ende das Wachstum der Wirt-
schaft unsere Lebensgrundla-
gen? Diesen Fragen widmete
sich  die Tagung „Wohlstand

und Wachstum“.  Anlass war
der  Abschlussbericht der En-
quete-Kommission zu Wachs-
tum, Wohlstand und Lebens-
qualität, die der Deutsche Bun-
destag Anfang 2011 eingerich-
tet hatte. Ihr Abschlussbericht
wurde nur wenige Tage vor un-
serer Konferenz veröffentlicht.
Einige der Referenten konnten
als Mitglieder der Kommission
ihre Kenntnisse einbringen.
Dazu gehörte auch Kai Cars-

tensen, Leiter der Konjunktur-
abteilung des Münchner ifo-
Instituts. Als Kooperations-
partner der Tagung wies er dar-
auf hin, dass Klimawandel und
Wirtschaftskrise der Auslöser
für die Einrichtung der Kom-
mission waren. Es sollte ge-
klärt werden, was Wachstum für
Wirtschaft und Gesellschaft
bedeutet. Oder provokativer
formuliert: „Wachsen wir uns zu
Tode?“

Die Mehrzahl der auf der Tagung gehaltenen Vorträge sind auch im ifo-
Schnelldienst Nr. 15, 2013 am 14. August 2013 veröffentlicht worden.

Der Abschlußbericht der Enquete-Kommission findet sich unter:
http://www.bundestag.de/bundestag/gremien/enquete/wachstum/

Karl-Heinz Paqué: „Wirt-
schaftswachstum hat die
Armut weltweit reduziert“

Gert Wagner: „Wachstum
ist kein Wert an sich“

Fotos: Zerbel


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entwickelte Kennziffern, die
das BIP künftig ergänzen sollen:
Öffentliche Verschuldung, Ein-
kommensverteilung, Arbeits-
losenquote, durchschnittliche
Lebenserwartung, Zahl der qua-
lifizierten Schulabschlüsse, or-
dentliches Staatswesen, Verrin-
gerung des Kohlendioxidaus-
stoßes und des Stickstoffüber-
schusses sowie die Erhaltung
der Artenvielfalt.

Neue Kennziffern

Diese Indikatoren werden drei
übergeordneten Zielen zugeord-
net, dem wirtschaftlichen Wohl-
stand, der sozialen Teilhabe und
der ökologischen Nachhaltig-
keit. „Diese Indikatoren sollte
die Bundesregierung ernst neh-
men und dazu Stellung bezie-
hen“, forderte Wagner abschlie-
ßend.

Kai Carstensen wies in der an-
schließenden Diskussion da-
rauf hin, dass es als politischer
Erfolg zu bewerten  sei, dass der Bun-
destag gleich nach Abgabe des Be-
richts einen Entschließungsantrag
verabschiedet habe. Die Bundesre-
gierung wird darin aufgefordert, den
Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung (die „Wirtschaftsweisen“)
in der ersten Hälfte der jeweiligen Le-
gislaturperiode zu beauftragen, die
Entwicklung des Indikatorensatzes in
einem konsistenten Bericht zu bewer-
ten.

Wachstum macht
glücklich

Die Frage nach dem Glück beschäftigt
Bruno Frey, einen der bekanntesten
Wissenschaftler der ökonomischen
Glücksforschung. Selten wollen Wis-
senschaftler Forschungsfragen mit
einem einfachen „Ja“ beantworten.
Aber wenn es um den Zusammenhang
zwischen Wachstum und Glück geht,
wählt Frey eben diese Antwort. Ja,
Wachstum macht glücklich. Zumin-
dest sagen das die Studien der Sozial-
wissenschaftler und Ökonomen, die

das Phänomen von sehr unterschied-
lichen Seiten betrachten und versu-
chen, Glück als Zustand der Lebens-
zufriedenheit messbar zu machen.
„Aber die wichtige Frage ist, von wel-
chem Wachstum wir reden“, schränk-
te Frey ein. Dabei betonte er unter an-
derem den abnehmenden Grenznutzen
des Einkommens: Bei Menschen mit
einem niedrigen Einkommen steigt bei
einer Gehaltserhöhung die Lebens-
zufriedenheit stärker als bei Men-
schen, die bereits vor der Erhöhung
mehr Geld zur Verfügung hatten. Auch
der Vergleich mit anderen Menschen
im eigenen Umfeld sei fundamental für
das Glücksempfinden: Verdient man
weniger als die Kollegen, Freunde oder
andere Menschen mit der gleichen
Ausbildung, sinkt die Lebenszufrie-
denheit. Dagegen ist Arbeitslosigkeit
eine der stärksten negativen Faktoren
für die Lebenszufriedenheit.

Gleichzeitig sei der Wohlstand nur
einer von vielen Einflüssen auf die
Lebenszufriedenheit. So tragen Frey
zufolge vor allem genetische Faktoren
dazu bei, ob Menschen ihr Leben po-

sitiv wahrnehmen und sich damit auch
glücklich fühlen. Ebenso wichtig sei-
en soziale Einflüsse: Ein gutes Netz-
werk aus Freunden zu haben, mache
demnach sehr glücklich, während ein
isoliertes Leben oft gleichbedeutend
mit einer niedrigen Lebenszufrieden-
heit sei. Außerdem hätten die Wissen-
schaftler auch politische Faktoren  her-
ausgefiltert, die das Glücksempfinden
beeinflussen: Bei den befragten Per-
sonen rund um die Welt steigere die
Möglichkeit zur politischen Mitbestim-
mung das subjektive Glücksgefühl
maßgeblich.

Also zieht Bruno Frey am Ende folgen-
des Fazit: Ja, es besteht ein klarer Zu-
sammenhang zwischen Wachstum,
Wohlstand und Glück. „Aber anderes
ist genauso wichtig, wenn nicht noch
wichtiger“, sagt der Ökonom. Er hielte
es allerdings für einen Fehler, politi-
sche Konzepte unmittelbar an der Ver-
besserung der Glücksindikatoren zu
orientieren. Als Wissenschaftler warn-
te er vor der politischen Manipulier-
barkeit solcher Indikatoren, die dann
im Rahmen von strategischen Befra-


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gungen letztlich nur verzerrte und  po-
litisch gewollte Ergebnisse brächten.
Deshalb sei es besser, die Politik ver-
suche indirekt jene Rahmenbedin-
gungen zu verbessern, die zur Verbes-
serung der Lebenszufriedenheit bei-
trügen.

Kollektive
Unsterblichkeit

Carl Christian von Weizsäcker, ehe-
maliger Direktor des energiewirtschaft-
lichen Instituts zu Köln, stellte in sei-
nem Vortrag die Frage, warum Nach-
haltigkeit in unserer Gesellschaft über-
haupt einen dermaßen hohen Stellen-
wert habe. Die Antwort: Nachhaltigkeit
sei der säkularisierte Begriff der kol-
lektiven Unsterblichkeit im Diesseits,
also die Möglichkeit für eine Gesell-
schaft, ihr Fortbestehen zu sichern.
„Wenn schon das Individuum nicht
unsterblich ist, soll es wenigstens das
Kollektiv sein“, erklärte Weizsäcker.

Aus ökonomischer Sicht könne man –
so von Weizsäcker – das Klimapro-
blem wie folgt erfassen: Der Übergang
vom Überfluss zur Knappheit einer
natürlichen Ressource bedinge immer
grundlegend neue gesellschaftspoli-
tische Lösungen. Als Boden knapp
geworden sei, habe man die Allmende
aufgelöst und sei zum Privateigentum
am Boden übergegangen. Andere Bei-
spiele seien Fang-, Jagd- und Fische-
reirechte sowie das Eigentum an Sen-
defrequenzen. Der Übergang von frei
verfügbaren Ressourcen zu privaten
Eigentumsrechten sei häufig mit gro-
ßen sozialen Konflikten verbunden
gewesen. Heutzutage – so von Weiz-
säcker – werde die Luft insofern ein
knappes Gut, als die Aufnahmefähig-
keit der Atmosphäre für Treibhaus-
gase begrenzt sei. Hieraus folge, dass
der Übergang zu einem „Eigentums-
regime“ bei der Luft organisiert wer-
den müsse.

Die Frage, ob Wirtschaftswachstum
und ökologische Nachhaltigkeit ein
Widerspruch seien, verneinte Ottmar
Edenhofer, Chefökonom des Potsdam-
Instituts für Klimafolgenforschung.
Man müsse allerdings die ökonomi-
schen und gesetzlichen Rahmenbe-

dingungen entsprechend gestalten,
um Nachhaltigkeit durchzusetzen.
Wirtschaftswachstum solle jedoch
kein Selbstzweck sein, aber es könne
dazu beitragen, erstrebenswerte Ziele
zu erreichen (z. B. Zufriedenheit, Wohl-
stand, soziale Sicherheit). Die Politik
sollte sich deshalb nicht primär mit
Wachstum befassen, sondern mit
Wohlfahrt, so die Kernthese von Eden-
hofer. Zudem konstatiert er, dass die

Menschheit die globalen Gemein-
schaftsgüter (z. B. die Atmosphäre) zu
stark, aber lokale und globale Gemein-
schaftsgüter zu wenig (z.B. Wissen,
Infrastruktur) nutzen würde.

Dies könne ein sinnvoller Ausgangs-
punkt für ein Wohlstandsmodell des
21. Jahrhunderts werden. Die zentrale
Frage für Wirtschaftspolitik sei nicht,
ob man Wachstum, Green Growth oder

„Degrowth“ (d.h. rückläufiges Wachs-
tum) wolle, sondern ob Über- oder Un-
terinvestition bei wichtigen Gemein-
schaftsgütern (Common-Pool Res-
sourcen) vorlägen. Dies müsse ver-
hindert werden, denn sonst gehe es
auf Kosten der Nachhaltigkeit bzw.
Wohlfahrtsminderungen müssten in
Kauf genommen werden.

Nachhaltigkeit als Ziel

Der Philosoph Julian Nida-Rümelin
von der Universität München stellte
die ethischen Grundlagen einer huma-
nen Ökonomie vor. Er kritisierte das
einseitige ökonomische Rationalitäts-
konzept der modernen Ökonomie, die
seine inhumanen Konsequenzen aus-
blende. Eine humane Ökonomie ver-
lange dagegen Verlässlichkeit, Urteils-
kraft und Entscheidungsstärke der
Handelnden.

Nachhaltigkeit müsse das Ziel einer
neuen Ökonomie werden. Sie stelle
auch die postmoderne Komplettierung
der zentralen Werte der Moderne von
Freiheit und Gleichheit dar. Die ökono-
mische Praxis könne durch maßgeb-
liche Akteure aus Politik und Wirt-
schaft humaner gestaltet werden. Die
Philosophie könne hierfür Orientie-
rung bieten.

Ludger Wößmann, Leiter des Ifo-In-
stituts für Bildungs- und Innovati-
onsökonomik, sieht in der Bildung
den Schlüsselfaktor für die zukünftige
Entwicklung unseres Wohlstandes.
Deshalb sei die Frage, wie die Politik
das Bildungsniveau der Bevölkerung
und insbesondere die schulischen
Leistungen verbessern könne, so ent-
scheidend. Zahlreiche Studien inter-
nationaler Schülervergleichstests be-
legten, dass eine bloße Erhöhung der
Bildungsausgaben und eine Verkleine-
rung der Klassengrößen kaum posi-
tive Effekte erzeugten. Entscheidend
seien dagegen institutionelle Ände-
rungen im Schulsystem, damit sich die
Anstrengungen aller Beteiligten für
bessere Bildungsergebnisse lohnten.
Internationale Vergleiche zeigten, so
Wößmann, dass vor allem drei Dinge
entscheidend seien: Erstens eine ex-
terne Leistungsüberprüfung, denn nur

Carl Christian von Weizsäcker for-
dert ein „Eigentumsregime“ für Luft

Julian Nida-Rümelin: „Das ökono-
mische Rationalitätskonzept blen-
det inhumane Konsequenzen aus“


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durch sie könne man feststellen, ob
Wissensvermittlung erfolgreich war.
Dies erhöhe die Motivation von Schü-
lern und Lehrern. Zweitens: Mehr
Selbständigkeit der einzelnen Schulen
fördere die Leistungsbereitschaft,
wenn sie von der externen Überprü-
fung begleitet werde. Drittens: Die Er-
gebnisse lassen sich insbesondere
dann noch steigern, wenn Wettbewerb
unter den Schulen zugelassen würde,
d.h. die Eltern die Wahlmöglichkeit
hätten, die Kinder auf unterschiedliche
Schulen zu schicken. Hier müsse zu-
sätzliche staatliche Unterstützung den
Eltern oder den Schulen helfen, Kin-
dern auch zu ermöglichen, auf nicht-
staatliche Schulen zu gehen. Im Rah-
men eines solchen Wettbewerbssys-
tems sei auch nachgewiesen, dass die
öffentlichen Schulen besser würden.
Schließlich sprach sich Wößmann
dafür aus, die Aufteilung der Schüler
in verschiedene Schularten deutlich
später vorzunehmen und die frühkind-
liche Bildung auszubauen.

Martin Werding von der Ruhruni-
versität Bochum leitete aus seinen
theoretischen Überlegungen ab, dass
das Handeln jeder Generation sich an
dem Vorsichtsprinzip orientieren soll-
te, um intergenerationelle Umvertei-
lung möglichst zu vermeiden. Unsi-
cherheit und Unkenntnis über Zukünf-
tiges gebiete eine solche Denkweise.
Von den aufeinanderfolgenden Gene-
rationen könne noch ein bilateraler
Tausch im Rahmen einer Risikover-
teilung beispielsweise bei der Finan-
zierung der Bildung und der sozialen
Sicherungssysteme organisiert wer-
den. Eine darüber hinausgehende
Generationengerechtigkeit zu organi-
sieren, sei weitaus schwieriger.

Der ehemalige bayerische Wirtschafts-
minister Martin Zeil sagte: „Wachstum
ist alles andere als ein Selbstzweck.“
Bayern brauche wirtschaftliches
Wachstum, um langfristig einen stabi-
len Haushalt zu sichern und keine
neuen Schulden aufzubauen. Das müs-
se als Garantie dafür stehen, künftigen
Generationen finanziell nicht zur Last
zu fallen.

Wolfgang Quaisser / Miriam Zerbel
Dorothea Wagner / Stefan Schwaiger



Bei der Politik geht es um alle
Menschen. Alle Menschen
sollen Politik verstehen. Dafür

darf die Sprache nicht kompliziert sein.
Es ist wichtig, dass man klar und deut-
lich spricht. Wenn einer ganz lange
spricht, kann man ihn oft nicht mehr
verstehen. Dann weiß man nicht, was
der will. Wer nicht so leicht lernen
kann, der braucht leichte Sprache.
Auch wer nicht so gut deutsch kann,
braucht leichte Sprache. Viele ältere
Menschen brauchen leichte Sprache.
Eigentlich braucht jeder eine Sprache,
die man gut verstehen kann.

Zur Landtagswahl gab es in Würzburg
eine Veranstaltung. Dort konnte man
sich informieren. Jeder, der wählt,
macht Politik. Wer bei der Landtags-
wahl in Bayern seine Stimme abgibt,
kann mitbestimmen. Darüber, welche
Parteien und welche Politiker in Bay-
ern regieren.

Wer soll der Boss sein?

In Würzburg haben Politiker erklärt,
warum man sie wählen soll. Bei einer
Wahl kann jeder bestimmen, wer im
Land der Boss ist. Jeder will mal der
Boss sein. Es müssen aber auch die
anderen wollen, dass einer Boss ist.

Das bestimmt man bei einer Wahl. Da
hat jeder Mann und jede Frau eine
Stimme. Wenn sie 18 Jahre alt sind. Und
wenn sie Deutsche sind.

Ein Politiker kam von der SPD. Er heißt
Volker Halbleib. Er hat gesagt, dass er
mehr für die Bildung tun will. Er will
gerechte Politik machen. Dafür sollen
reiche Leute mehr Steuern zahlen. Oli-
ver Jörg kam von der CSU. Er meint:
„Menschen mit Behinderung müssen
überall mitmachen können, wenn sie
das wollen.“ Er will noch mehr dafür
tun. Alle sollen Busse und Bahnen
gleich gut benutzen können. Simone
Tolle kam von den Grünen. Sie meinte,
dass vieles noch nicht so gut läuft. Der
Staat soll mehr für behinderte Men-
schen tun. Zum Beispiel in der Schule
und beim Verkehr. Karsten Klein kam
von der FDP. Er möchte, dass die Men-
schen selbst mehr für Menschen mit
Behinderungen tun. Der Staat kann
nicht alles machen. Günter Felbinger
ist von den Freien Wählern. Er will,
dass es weniger Hindernisse geben
soll. Zum Beispiel beim Verkehr. Man
sollte nicht nur darüber reden, sondern
etwas tun. Alle Politiker wollten mehr
Rücksicht auf Behinderungen nehmen.

Michael Spieker

Politik mit leichter Sprache
besser verstehen

„Miteinander vor Ort“ – so lautete der Titel einer Reise der baye-
rischen Behindertenbeauftragen Irmgard Badura durch alle baye-
rischen Bezirke. Vor Ort gab es Vortrags- und Gesprächsabende
zu Themen, die für Menschen mit Behinderungen von besonde-
rer Relevanz sind. Die abschließende Veranstaltung fand in Würz-
burg statt. In Kooperation mit der Akademie ging es dabei um
„Politik in leichter Sprache“. Dass man die eigene Politik besser
erklären müsse ist eine weit verbreitete Floskel im politischen
Alltag. Einen leicht zu beschreitenden Weg zu verständlicheren
Erklärungen bietet die „leichte Sprache“. Durch sie soll es Men-
schen mit Lernschwierigkeiten oder wenig Deutschkenntnissen
erleichtert werden, zu kommunizieren und damit am gesellschaft-
lichen Leben teilzuhaben. Deswegen ist auch dieser Bericht zur
Tagung dazu passend in leichter Sprache gehalten.

Mehr Informationen zur leichten Sprache findet man hier:
http://www.leichtesprache.org/
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Die Krise der Währungsunion entwi-
ckelt sich zu einer Krise der Europä-
ischen Union. Häufig stehen natio-
nale gegen europäische Interessen.
Gemeinsame Regeln, Verfahren und
Institutionen können zudem nicht
darüber hinweg täuschen: In Europa
gibt es beachtliche kulturelle Unter-
schiede, die einem engeren Zusam-
menwachsen der EU entgegenstehen.

Multiple Identitäten

Für die Zukunftsperspektive der Euro-
päischen Union spielt auch die Frage
nach einer gemeinsamen Identität eine
wichtige Rolle – sie könnte der stabi-
lisierende Faktor sein, der die Bereit-
schaft zur Solidarität zwischen den
Ländern Europas am Leben hält, er-
klärte Martin Große Hüttmann von
der Universität Tübingen. Er definier-
te „Identität“ als Gemeinschaftsbe-
wusstsein, das sich auf verschiedenen
Ebenen ansiedeln kann: Ein Mensch
kann sich gleichzeitig als Münchner,
Bayer, Deutscher und Europäer fühlen,
je nachdem, in welchem Kontext er sich
befindet. Als Europäer habe man mul-
tiple Identitäten.

Obwohl sich die unterschiedlichen
Identitäten eigentlich nicht gegensei-
tig ausschließen, leidet die europäische
Identität unter der Konkurrenz: „Sie ist
im Vergleich zur regionalen und natio-
nalen Identität viel schwächer ausge-
prägt“, sagte Große Hüttmann. Der
Grund: „Identität hat auch immer etwas
mit Emotionen zu tun und da tut sich

die EU erfahrungsgemäß schwer“.
Aber politischer Streit fördere die Iden-
titätsbildung.

Zartes Pflänzchen
hegen

Deswegen könne die Finanzkrise, die
mit emotionalen Auseinandersetzun-
gen einhergehe, dazu beitragen, dass
die europäische Identität stärker wird.
Auf der anderen Seite sammle die durch

Arbeitslosigkeit gebeutelte junge Ge-
neration gerade sehr persönliche, ne-
gative Erfahrungen, die sich prägend
auf das Verhältnis zu Europa auswir-
ken könnten: „Es ist sehr wichtig, das
zarte Pflänzchen der europäischen
Identität zu hegen und zu pflegen“, er-
klärte Große Hüttmann.

Zu Optimismus in Sachen Europä-
ische Union forderte Anselm Görres
auf: Er begreift die gegenwärtige Krise
als Chance, die europäische Markt-
wirtschaft grüner und gerechter zu ge-
stalten. Früher wäre die Abwertung der
heimischen Währung eine elegante
Lösung gewesen – heute, zu Zeiten
des Euro, gebe es nur einen Ausweg
aus der Finanzkrise: „Wir müssen bes-
ser, innovativer und produktiver wer-
den“, sagte Görres.

Hohe Standards halten

Anstatt dem Billig-Trend zu folgen,
profitiere die Wirtschaft längerfristig
stärker davon, die hohen ökologischen
und sozialen Standards in Europa zu
halten. Ein Beispiel: Die Abwrack-
prämie hätte Görres an die Höhe des
Energieverbrauchs geknüpft und einen
Zuschuss für besonders umwelt-
freundliche Autos gezahlt. „Wir brau-
chen verantwortungsvolles Wachs-
tum, das nicht auf Kosten unserer
Zukunft geht – auch wenn die Um-
setzung natürlich nicht leicht ist“,
sagte der Politikberater.

Heinz-Jürgen Axt von der Universität
Duisburg-Essen machte deutlich, dass
europäische Solidarität, wie sie jetzt
auch in der Krise von starken EU-Län-
dern wie Deutschland geleistet werde,
immer auch dem eigenen Interesse
diene. Dabei würden sich der Süden
und der Norden Europas mit unter-
schiedlichen Wahrnehmungen gegen-
über stehen. Die Interpretation des
Südens laute, die finanziellen Trans-
fers seien der Preis dafür, dass wett-
bewerbsstarke Staaten vom Euro pro-
fitieren.

Solidarität in Gefahr

Die Interpretation des Nordens geht
nach Axt davon aus, dass die Finanz-
hilfe geleistet werde, um den Zerfall
des Euro-Raumes zu verhindern. Wenn
dies nicht gelänge, gingen nicht nur

Die EU zwischen Solidarität
und nationalen Interessen

Europa ist mehr als die Europäische Union und mehr als der
Euro. Gerade in der gegenwärtigen Krise mit seinen be-
achtlichen Konfliktpotentialen gilt es, sich über Gemein-

samkeiten und Visionen auszutauschen, aber gleichzeitig histo-
risch bedingte und neu entstandene Kontroversen bewusst zu
reflektieren. In der Tagung „Europa – Solidarität, Interessen,
Identitäten und Visionen“ stand zur Debatte, welche Chancen und
Hindernisse es für die Zukunft der EU gibt.

Martin Große Hüttmann: „Politi-
scher Streit fördert die Identitäts-
bildung“ Fotos: Wagner


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die Krisenländer in die Insolvenz, son-
dern der Zusammenhalt in der gesam-
ten EU wäre gefährdet. Damit wären
eigentlich alle Europäer Verlierer, ganz
abgesehen von den Folgen eines Euro-
Zerfalls für die Weltwirtschaft.

Die Geberländer beständen allerdings
auf wirtschaftspolitische Konditionen
als Gegenleistung für die Unterstüt-
zung, denn nur so erhoffe man sich,
dass dauerhafte Strukturen geschaffen
würden, um diese Länder in der Euro-
Zone zu halten. Im Süden wird dies
vielfach als Schikane gesehen und die
Stimmung sei insbesondere gegen-
über Deutschland negativ. Würden
sich nicht bald Erfolge einstellen, dann
wäre im Norden und im Süden die eu-
ropäische Solidarität gefährdet.

Der Süden in der Krise

Michael Kelpanides von der Universi-
tät Thessaloniki zeichnete ein ernüch-
terndes Bild seines Landes, das weit-
gehend aus eigener Schuld in diese
Krise geraten sei. Allerdings hätten die
europäischen Partnerländer und die
europäischen Institutionen zu lange
weggeschaut. Griechenland sei des-
halb auch ein Beispiel für das Versa-
gen der EU, denn solide Strukturen sei-
en nicht aufgebaut worden.

Walther Bernecker von der Universität
Erlangen-Nürnberg schilderte, wie Spa-
nien nach einer langen Phase der Sta-
bilität und des Aufschwungs in die

tiefe Krise geraten ist. Sie komme nicht
nur in dem tiefen Wirtschaftseinbruch
zum Ausdruck, sondern auch das po-
litische System gerate aufgrund eines
massiven Vertrauensverlustes der Be-
völkerung unter Druck. Hinzu kämen

massive Spannungen zwischen den
einzelnen Regionen, die sich teilweise
in starken separatistischen Bewegun-
gen widerspiegelten (siehe Kataloni-
en).

Gisela Müller-Brandeck-Boquet und
der frühere Staatsminister im Auswär-
tigen Amt, Günter Gloser (SPD) disku-
tierten über den gegenwärtigen Stand

der deutsch-französischen Beziehun-
gen. Beide bestätigten, wie wichtig das
Tandem Frankreich-Deutschland für
die europäische Integration sei.

Deutsch-französische
Entfremdung

Nach dem doch sehr eng abgestimm-
ten Handeln beider Länder während
der Präsidentschaft Sarkozys sei eine
gewisse Entfremdung eingetreten.
Angesichts der geschichtlichen Hypo-
theken und der aktuellen Notwendig-
keiten werde die enge Kooperation
sicherlich recht bald wieder an Inten-
sität gewinnen.

Ist die Euro-Rettung endlich ge-
schafft? „Nein, noch lange nicht.“ So
die kurze Antwort von Wolfgang Wie-
gard, der viele Jahre Mitglied des Sach-
verständigenrats („Wirtschaftsweise“)
war. Der ehemalige Berater der Bun-
desregierung machte deutlich, dass in
vielen Ländern die Wirtschaft noch
schrumpfe bzw. der Aufschwung nur
eine zarte Pflanze sei. Zudem stiegen
die Schuldenstände in den meisten
Ländern weiter an. Nur langsam kon-
solidiere sich der Bankensektor. Es
wird folglich noch Jahre dauern, bis
in der Euro-Krise Entwarnung gege-
ben werde könne, auch wenn einiges
schon auf gutem Wege sei.

Wolfgang Quaisser /
Dorothea Wagner

Im Europaparlament in Strassburg treffen die unterschiedlichen nationa-
len Interessen aufeinander         Foto: Schröder

Europäische Raser Zeichnung: Tomicek





 9Akademie-Report  4/2013

Die Tagung wurde gemeinsam mit der
TU München, dem Schülerforschungs-
zentrum Berchtesgaden (SFZ), der Dil-
linger Akademie für Lehrerfortbildung
und dem Nationalpark Berchtesgaden
durchgeführt. Ulrich Dettweiler (TU)
und Susanne Bley (SFZ) führten die
Gruppe zunächst zum rund 1900 Meter
hoch gelegenen Blaueisgletscher, be-
ziehungsweise zu dem, was vom Glet-
scher noch übrig ist. Die Erwärmung
der vergangenen 100 Jahre hat den
nördlichsten Gletscher der Alpen zu
einem kleinen Eisfeld abgeschmolzen.
Auf dem Weg in die Höhe sammelte
die Gruppe Daten zum Wetter und übte
die Orientierung im Gelände.

Der Weg als
Bildungsanlass

Dahinter steht eine Bildungstheorie,
die Ulrich Dettweiler so auf den Punkt
brachte: „Wir laufen nicht blind von
einem Ziel zum nächsten, sondern wir
nutzen den Weg selbst als Bildungs-
anlass.“ Dieses Konzept wurde auch
schon mit Schülergruppen erfolgreich
erprobt: Es geht nicht um das bloße
Einsammeln von Ergebnissen, sondern
um den Aneignungsprozess.

Dazu bietet das „Klassenzimmer Na-
tur“ viele Anlässe. Ein Nebeneffekt
war für die Teilnehmer, dass man der-
art  beschäftigt kaum die Anstrengung
des Bergsteigens bemerkte. In einer
Zeit, in der das direkte Erleben von
natürlicher und sozialer Umwelt im-
mer seltener wird, ist es für die Organi-
sation von Lernprozessen besonders

wichtig,  Erfahrungen zu vermitteln, auf
deren Grundlage Erkenntnisse gewon-
nen werden können. Dabei können
auch technische Instrumente eine Rol-
le spielen, sie sind aber nicht der Aus-
gangspunkt, denn der muss immer
noch beim Ich selbst liegen.

Dettweiler forscht an der TU München
über das „Expeditionary Learning“, bei
dem die Natur als Lernort genutzt wird.

Lernort Natur

Im direkten Kontakt mit der Natur und
in der Bewegung wird nicht nur die
Gesundheit gefördert, sondern auch
die sozialen Fähigkeiten und die Wert-
schätzung für die Natur werden dabei
besonders gefördert. So erlebten es –

ob beim gemeinsamen Pflanzenbestim-
men, bei der Untersuchung des Glet-
scherfirns oder bei der Rücksichtnah-
me beim Wandern in einer größeren
Gruppe – auch die Teilnehmer der
Tagung.

Umweltbildung

Weil man nur sieht, was man weiß und
nur schützt, was man kennt, ist die
Umweltbildung eine besonders wich-
tige Aufgabe des Nationalparks.

Andrea Heiß, die Leiterin des Bil-
dungsressorts, erläuterte die umfang-
reichen Aktivitäten des Nationalparks
und führte durch das neu entstande-

ne „Haus der Berge“ in Berchtesga-
den. Mit viel Liebe zum Detail ist
dort ein Bildungszentrum entstanden,
in dem viel Wert auf die Bedeutung
von Leib und Sinnlichkeit für das Ler-
nen gelegt wird.

In Werkstätten kann dort mit Materia-
lien aus der Natur gearbeitet werden,
in einem Wasserlabor kann erforscht
werden, was man mit dem bloßen
Auge nicht wahrnimmt und in einer
„Wiesenküche“ kann Natur verarbei-

Die Verbindung von Natur, Bildung und Politik erkundete
ein Exkursionsseminar im Nationalpark Berchtesgaden.
Rund 20 Lehrkräfte aller Schularten und Fächer machten

sich auf in die Berge, um vor Ort und am eigenen Leib zu erfah-
ren, welche Wechselwirkungen zwischen Mensch, Gesellschaft
und Natur bestehen. Ein zentrales Thema war dabei die Frage
nach der bestmöglichen Gestaltung von Bildungsprozessen.

Lernen im Klassenzimmer der Natur
Ein Bildungsgipfel im Nationalpark Berchtesgaden

Auf dem Blaueisgletscher im Nationalpark Berchtesgaden
Fotos: Tobias Hindemitt


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tet und schließlich auch verkostet
werden. Trotz des neuen Bildungshau-
ses steht für Heiß aber weiterhin das
Lernen  in der freien Natur im Vorder-
grund. Die Überzeugung, dass Bildung
ein Gemeingut ist, wird im Park durch
die grundsätzliche Kostenfreiheit der
Bildungsangebote realisiert.

Nationalpark als
Wirtschaftsfaktor

Gegründet wurde der Nationalpark vor
35 Jahren – ursprünglich, um eine Seil-
bahn auf den Watzmann zu verhindern.
Widerstände gegen den Gedanken des
Naturschutzes gibt es bis heute immer
wieder, wenn wirtschaftliche Interessen
ihm entgegenstehen.

Mittlerweile  bringt Naturschutz auch
wirtschaftlichen Gewinn, denn der Na-
tionalpark selbst zieht mittlerweile Tou-
risten in das Berchtesgadener Land.
Eingeteilt ist das Gebiet des Parks in
mehrere Zonen von unterschiedlicher
Schutzintensität. In der Kernzone wird
die Natur sich selbst überlassen und
der Zutritt ist nur an wenigen Stellen
erlaubt. Doch auch in diesen Zonen
wird derzeit noch am Forst gearbeitet,
der stellenweise von Fichtenmonokul-
turen erst wieder zu einer natürlichen
Vielfalt der Baumarten aufgeforstet
werden muss. Auch Waldbrände wer-
den hier nicht dem Lauf der Dinge
überlassen, sondern gelöscht.

Konflikte zwischen Schutz und Nut-
zung der Natur treten aber auch durch
die weitgehend unbeschränkten Nut-
zungsrechte der Bundeswehr im Natio-
nalparkgebiet auf. So wurde deutlich,
dass die Natur selbst nicht etwa das
Andere zur Kultur, sondern längst
selbst gesellschaftlich vermittelte Na-
tur ist. Das ist auch von Bedeutung für
die Gesellschaft selbst, wie spätestens
dann deutlich wird, wenn sie sich durch
ihr Handeln die natürlichen Lebens-
grundlagen zerstört.

Philosophie der Natur

Will man das Verhältnis zur Natur ver-
stehen, führt letztlich kein Weg an der
Philosophie vorbei. Zwei ganz unter-
schiedliche Konzepte wurden dabei

Im Haus der Berge in Berchtesgaden

Lernen im Klassenzimmer der Natur

vorgetragen und nach ihrem Wirklich-
keitsgehalt befragt. Einerseits eine an
dem norwegischen Philosophen Arne
Naess orientierte Position der unmit-
telbaren Identifizierung des Einzelnen
mit seiner Natur. Aus der privaten
Empfindung entsteht demnach die
Motivation zum unbedingten Schutz
der Natur.

Andererseits eine aus der Naturphilo-
sophie des Deutschen Idealismus
schöpfende Überlegung, die vor allem
den Widerspruch des Menschen im
Blick auf die Natur betrachtet: Er ist
selbst ein Naturwesen und angewie-

sen auf ihre Ressourcen und gleich-
zeitig steht er der Natur auch fremd
gegenüber, indem er seine Freiheit ge-
gen ihre Determinierung durchsetzt.
Diese unüberwindbare Fremdheit
kommt danach schon in der Bedin-
gung der Möglichkeit menschlichen
Lebens zum Vorschein, das immer auch
Natur verzehren muss, um sich zu er-
halten.

Michael Spieker


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Die Folgen der Globalisierung am Bei-
spiel der Kakaoernte und der Produk-
tion von Schokolade waren das The-
ma eines Planspiels. Erntearbeiter,
Aufkäufer, Händler und Konsumenten
waren im Spiel. Schnell wurden die
Quellen fairen Handels und die Fol-
gen von unseren Kaufentscheidun-
gen in Europa deutlich: Der Discoun-
ter mit den Billig-Angeboten wurde
immer reicher und der Eine-Welt-La-
den mit fair gehandelten Produkten
räumte bald mit Ausverkaufspreisen,
die in die Pleite führten, seine Lager.

Unterdessen mühten sich die Arbei-
terinnen bei der „Ernte“ ab. Die wurde
durch das akkurate Ausschneiden
von Papierkreisen ersetzt. Unsaubere
Arbeit bedeutete: im besten Fall weni-
ger Lohn. Meist aber: kein Verkauf,
kein Lohn. Die Akteure setzten sich
so spielerisch mit den Produktionsme-
thoden und den kapitalistischen Ge-
setzen des Welthandels auseinander.
Fast nebenbei kam eine Reflexion über
Möglichkeiten und Grenzen der Um-
setzung im eigenen Lebensbereich in
Gang und zwangsläufig ergab sich
eine ethische Diskussion über Gerech-
tigkeit und Menschenrechte.

Einen ganz anderen Zugang wählte die
Gruppe, die Tarifverhandlungen im
Planspiel simulierte. Mit realistischen
Zahlen aus Betrieben und der Wirt-

Die Methode des Planspiels erfreut sich auch in der politi-
schen Bildung immer größerer Beliebtheit. Wegen ihrer
Handlungsorientierung und der Vermittlung unterschied-

licher Kompetenzen wird sie immer häufiger erprobt und einge-
setzt. Planspiele durchführen ist das eine – sie entwickeln ist noch
einmal eine ganz andere Herausforderung. In unserem Werkstatt-
seminar* wurden gemeinsam mit den erfahrenen Planspielprak-
tikern Thomas Eberle, Willy Kriz und Stefan Rappenglück neue
Konzepte und Szenarien entworfen und anschließend einem ers-
ten Testlauf unterzogen.

Politische Prozesse spielerisch erfahren
Kreative Ansätze bei der ersten Tutzinger Planspielwerkstatt

schaft wurden die Rollenspieler aus-
gestattet und schnell waren die Kon-
fliktlinien zwischen den Tarifparteien
deutlich – aber auch die im jeweils
eigenen Lager. Da kämpften Großkon-
zerne und Kleinbetriebe um die besse-
re Verhandlungsposition und Besser-

verdienende gegen die unteren Lohn-
gruppen. Solidarität war plötzlich kei-
ne leere Worthülse mehr. Gerade ihr
Fehlen und das egoistische Durchset-
zen der eigenen Machtinteressen wur-
den deutlich spürbar. Entwickelt wur-
de ein Planspiel, das in mehreren Ver-

handlungsrunden die oft nicht trans-
parenten Verhandlungen der Realität
praktisch erfahrbar machte. Zwischen
den Runden und während der Ver-
handlungen erzeugte die Gruppe „Me-
dien“ mit ihrer veröffentlichten Mei-
nung Druck auf die Bosse und Gewerk-
schaftsfunktionäre. Alles wie im rich-
tigen Leben.

Mit kommunalpolitischen Entschei-
dungsprozessen und Formen der Bür-
gerbeteiligung setzte sich die dritte
Gruppe auseinander. Beim „Asylbe-
werberheim für Moosloshausen“ tra-
fen die unterschiedlichen Parteien
und Interessengruppen in der Gemein-
de aufeinander und argumentierten
pro und contra, bis sich schließlich
Initiativen für ein gemeinsames Kon-

zept entschieden und dem Landrat prä-
sentierten. Beim „Bürgerhaus für Alt-
stadt“ sollten neue Formen der Bür-
gerbeteiligung ausprobiert werden.
Präzise ausgearbeitete Rollenprofile
und ein kreatives Szenario sorgten für
spielerisch erworbene Erkenntnisse
rund um die Kommunalpolitik.

Michael Schröder* In Zusammenarbeit mit der Bundeszentrale für politische Bildung

Bürgerversammlung in Moosloshausen
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Wie verändert eine zusam-
menwachsende Welt das
Unterrichtsgeschehen?

Welche Rolle spielen Medien? Und
wie lässt sich eine Verbindung zu ge-
schichtlich relevanten Themen her-
stellen? Mit diesen und weiteren Fra-
gen beschäftigte sich das meist junge

Publikum aus der ganzen Welt in drei
Tagen unter dem Titel „Kolonialismus,
Dekolonisierung, postkoloniale Per-
spektiven. Herausforderungen für die
Didaktik der Geschichte und den Ge-
schichtsunterricht im Kontext der
Globalisierung“. Vorträge von interna-
tional renommierten Professoren in-

Geschichtsunterricht im Zeichen
der Globalisierung

80 Historiker von vier Kontinenten – Europa, Amerika, Afrika
und Asien – trafen sich in Tutzing zur diesjährigen Tagung der
International Society for History Didactics (ISHD). Sie ist ein
weltweiter Zusammenschluss von Geschichtsdidaktikern, der als
Kommunikationsforum und Arbeitsgemeinschaft dient. Ziel ist es,
Theorie und Praxis des Lehrens und Lernens der Geschichte zu
fördern. Zu diesem Zweck konzentriert sich die ISHD hauptsäch-
lich auf historische Denkweisen, das Bewusstsein für die Geschich-
te und deren Vermittlung sowie die Ausbildung angehender
Geschichtslehrer.

formierten über die unterschiedlichs-
ten Bereiche der Geschichtsdidaktik.
Es ging darum, den Zusammenhang
zwischen voranschreitender Globali-
sierung und den daraus entstehenden
Problemen für die Vermittlung histori-
scher Inhalte in Schulen aufzuzeigen.
Dabei wurden Themen wie die Analy-
se der Präsentation von Imperialismus
und Kolonialismus in Geschichtsbü-
chern vorgestellt. Oder es wurde die
Frage diskutiert, wie man die Inhalte
(post-)kolonialer Zeit in Klassen ver-
mittelt. Ein Vertreter der UNESCO un-
terrichtete am Beispiel Tansanias und
Deutschlands über die Möglichkeit,
im globalen Bereich aus der kolonia-
len Vergangenheit zu lernen. Im Laufe
der Tagung entwickelte sich ein reger
Austausch jenseits kultureller Gren-
zen. 

Erlesene Fundstücke mit Dirk Heißerer
Literatur vom Starnberger See bei der Tutzinger Kulturnacht

Der Bogen war weit gespannt
und reichte über fast 250
Jahre. Bei der diesjährigen

Tutzinger Kulturnacht, an der sich
die Akademie zum zweiten Mal be-
teiligte, wurden Schriftsteller vom
Starnberger See vorgestellt.

Der Münchner Literaturwissen-
schaftler Dirk Heißerer, der bei seiner
Lesung alles andere als ein trocke-
ner, humorloser Wissenschaftler war,
zog die rund 100 Zuhörer mit heite-
ren und hintergründigen Geschich-
ten vom See in seinen Bann.

Die Liste der Autoren reichte von
Lorenz Westenrieder (1784) bis zu
Herbert Achternbusch (Das Amba-
cher Exil) und Patrick Süskind (Die
Geschichte von Herrn Sommer).
Dazwischen streute er ein eine vene-
zianisch anmutende Beschreibung
des Tutzinger Dampferstegs von
Ludwig Steub oder auch Karl Valen-

tins Beobachtungen eines Karpfen-
rennens („Während des Rennens ist
der See für Fußgänger gesperrt“).
Das Karpfenrennen wird übrigens
Jahrzehnte später von Achternbusch
zitiert. Nicht fehlen durften die Kas-
perlkomödien vom Grafen Pocci auf
Ammerland mit einer herrlichen Par-
odie auf die Bayern von 1855.

Heißerer ließ König Ludwig II. und
Kaiserin Sissi auf der Roseninsel
wieder lebendig werden (mit ihren
Gedichten von „Möwe und Adler“).
Thomas Mann erlebten wir in seinem
„Villino“ in Feldafing und bei Spa-
ziergängen am See. Schließlich noch
Ringelnatz mit dem „wilden Mann
von Feldafing“ – als wenn er Lot-
har Günter Buchheim schon ge-
kannt hätte. Kein Abend mit Litera-
tur vom Starnberger See darf ohne
Oskar Maria Graf (Das Leben meiner
Mutter) zu Ende gehen. Im letzten

Jahr hatten wir ihm bei der Kultur-
nacht mit dem inzwischen verstor-
benen Wolf Euba ein Denkmal ge-
setzt. Heißerer sieht in diesem Buch
Grafs „eine einzigartige Kulturge-
schichte vom Starnberger See.“

Katharina Keil

Dirk Heißerer lässt Literatur rund
um den Starnberger See leben-
dig werden  Foto: Haas


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Die Regisseurin und Autorin zeigte
die gesellschaftlichen Missstände in
der DDR auf: Repression, Zwang und
Angst bestimmten den Alltag der
Menschen. Mit Blick auf das vereinte

Deutschland stellte sie die Frage, ob
sich noch immer Züge des totalitären
DDR-Regimes erkennen lassen. Wie
lange bleibt die Prägung einer sol-
chen Diktatur erhalten, obwohl sie
als Staat vor über 20 Jahren unterging?
Können ihre Strukturen Jahrzehnte
überdauern?

Alte Personen,
neue Mäntel

Es seien vielfach die alten Personen,
die sich neue Mäntel überzögen und
so dafür sorgten, dass das alte Gedan-
kengut erhalten bleibt, meinte Klier

und sagte: „Die SED hat sich einfach
dreimal umbenannt.“ Durch die Wei-
tergabe der Ideologie und durch per-
sönliche Kontinuitäten sei deren Be-
stehen in der Partei „Die Linke“ gesi-

chert. Klier erklärte de-
ren parteiinterne Struk-
turen und führte einige
ebenso unliebsame wie
streitbare Argumente ge-
gen sie an. Doch nicht
alles, was aus der DDR
stammt, sei im vereinten
Deutschland negativ
besetzt: Beste Beispiele
seien Bundeskanzlerin
Angela Merkel und
Bundespräsident Joa-
chim Gauck.

Über den lebendigen Geist der DDR
Provokante Thesen der DDR-Bürgerrechtlerin Freya Klier

Seit 23 Jahren ist Deutschland offiziell wieder vereint. Trotz-
dem kommt immer noch die Frage auf: Wie geeint ist die
Bundesrepublik wirklich? Über 40 Jahre der Trennung

haben ihre Spuren hinterlassen. Am diesjährigen Tag der Deut-
schen Einheit war die frühere DDR-Bürgerrechtlerin, Autorin und
Regisseurin Freya Klier zu Gast in der Akademie. Sie berichtete
von ihren Erfahrungen vor und nach der friedlichen Revolution
von 1989.

Die Diskussionsrunde eröffnete Ta-
gungsleiter Ondrej Kalina mit einer
provokanten These: Bot die DDR also
für die unpolitischen und politikfer-
nen Bürger, denen es vorrangig auf
die Stabilität ihrer persönlichen Le-
bensverhältnisse ankommt, ange-
sichts der unsicheren Gegenwart das
verlässlichere Umfeld? „Warum muss
man die damals herrschenden totalitä-
ren Umstände trotzdem als Unrechts-
regime bezeichnen? Und wie arbeitet
man gegen eine verstärkt aufkommen-
de Nostalgie an?“, fragte er.

Das Publikum sorgte mit seinen Fra-
gen und Anmerkungen auch für per-
sönliche Momente, so als Freya Klier
über den Freitod ihres Bruders sprach
(„er wurde vom Regime dazu getrie-
ben“). Neben der Rolle der Medien
und der Kunst im Osten des geteilten
Deutschlands war es besonders die
Kritik an der Linkspartei, die Stoff für
Diskussionen bot. Bis zur vollendeten
Einheit – so das Ergebnis des Abends
– habe Deutschland noch einen wei-
ten Weg zu gehen. Die Richtung stim-
me aber zuversichtlich.

Ondrej Kalina  / Katharina Keil

Schlaglöcher Zeichnung: Tomicek

Die Diskussion mit Freya Klier wurde vom Bayerischen Fernsehen aufgenommen und am Samstag, den 12. Oktober, im
Rahmen der Sendereihe „Denkzeit“ auf BR-alpha ausgestrahlt.



Die DDR-Bürgerrechtlerinnen Katja Havemann,
Vera Lengsfeld, Bärbel Bohley und Freya Klier (von
links)        Foto: Archiv Klier
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Das letzte Jahrzehnt des Sozia-
lismus in der DDR und der
Sowjetunion war eine Zeit der

Desillusionierung. Nach dem Versuch
der siebziger Jahre, eine neue Balance
zwischen den Wünschen der Men-
schen nach einem besseren Leben
in Wohlstand und dem Erhalt des
Gleichheitsgrundsatzes zu finden,
standen beide Staaten Ende der acht-
ziger Jahre vor dem Bankrott.

Der Weg bis zum Zusammenbruch der
DDR 1989 und  der Sowjetunion 1991
vollzog sich aber nicht als Einbahn-
straße, sondern war eine kurvenreiche
Piste, auf der zahlreiche Wendemanö-
ver versucht wurden.

Zögerliche
Reformversuche

Die Tutzinger Tagung war aus einer
Reihe von Gründen notwendig. So
werden das Ende der Sowjetunion und
damit zusammenhängend auch die
Ereignisse in der DDR von russischen
Forschern zumeist deutlich anders
bewertet als von deutschen Wissen-
schaftlern. Dies zeigt sich besonders
deutlich an der Einschätzung der Rol-
le des Generalsekretärs der KPdSU,
Michail Gorbatschow.

Die russische Forschung geht viel-
fach davon aus, dass Gorbatschow
weitgehende Handlungsalternativen
besaß, jedoch nur unzureichend Ge-
brauch von seinen Möglichkeiten

Das letzte Jahrzehnt des Sozialismus
in der DDR und der Sowjetunion

Unterschiedliche Bewertungen in Ost und West

Die Ursachen des Zusammenbruchs von DDR und Sowjetunion
waren Themen der 8. Konferenz der deutsch-russischen Histori-
kerkommission in Tutzing*.

machte, die Sowjetunion als Vielvölker-
staat zu erhalten und einen Abfall der
Satellitenstaaten zu verhindern. Deut-
sche und andere westliche Wissen-
schaftler betonen hingegen in der Re-
gel, dass Gorbatschow keine Alter-
native zu seinen anfangs sehr zögerli-
chen Reformversuchen hatte. Diese
lösten eine Dynamik aus, die vom sow-
jetischen Staatsapparat nicht mehr
kontrolliert werden konnte.

Das Verdienst Gorbatschows wird im
Westen vor allem darin gesehen, dass
er – zumindest außerhalb der Grenzen
der Sowjetunion – einen gewaltfreien
Übergang Ostmittel- und Osteuropas
in eine postkommunistische Gesell-
schaft mittrug. In Russland gilt Gor-
batschow hingegen vielen als verant-
wortlich für den Zusammenbruch der
Sowjetunion, der durch couragiertes
Handeln hätte aufgehalten werden
können.

Anhand dieses Beispiels wird deutlich,
wie unterschiedlich die Bewertung des
letzten Jahrzehnts des Sozialismus in
Deutschland und Russland ausfällt
und wie wichtig es war, über diese Fra-
gen intensiv und kritisch, aber in aller
Freundschaft zu diskutieren.

Systematischer
Vergleich

Die Konferenz untersuchte die Trans-
formationsprozesse in der DDR und der
Sowjetunion im letzten Jahrzehnt des
Sozialismus auf der politischen, wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen
Ebene. Verschiedene übergreifende
Fragestellungen schufen dabei eine
Diskussionsgrundlage:

Welche Erosionsprozesse zeigten sich
in der DDR und der Sowjetunion seit
Beginn der 80er Jahre in Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft?

Welche Rolle spielte der Vertrauens-
verlust der Bevölkerung in die Fähig-
keiten der Kommunistischen Partei  zur
Krisenbewältigung?

Welchen Einfluss hatten die Kosten
des Imperiums für die Politik des
„Neuen Denkens“ in der Sowjetunion?

Welche Alternativen zum bisherigen
Herrschaftssystem wurden in beiden
Staaten wahrgenommen?

Wie wirkte der Westen in der Vorstel-
lungswelt der ostdeutschen bzw. sow-
jetischen Bevölkerung in Hinblick auf
ökonomische Effizienz, politische
Ordnung und sozialen Wohlstand?

Wie zeigt sich der Zusammenbruch
in der Erinnerungskultur in beiden
Ländern?

Zugleich wurde das Ende der DDR
und der Sowjetunion systematisch
verglichen. Dabei ließen sich Gemein-
samkeiten und Unterschiede in der
Auflösungsphase des bisherigen Ge-
sellschaftssystems aufzeigen. Zudem
wurde untersucht, mit welchen Mitteln
Staat und Verwaltung versuchten, die-
sen Prozess aufzuhalten.

Die Ergebnisse der Tagung werden
2014 in einem Tagungsband veröf-
fentlicht.

Michael Mayer

* In Kooperation mit der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur, der
Konrad-Adenauer-Stiftung, dem Deutsch-Russischen Museum Berlin-Karlshorst
und der Lomonossow-Universität Moskau.


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Das EHRI-Projekt, das von der Euro-
päischen Union gefördert wird, befin-
det sich derzeit noch im Aufbau. Seit
2010 arbeiten zwanzig Organisatio-
nen – Institute, Archive, Museen
und Gedenkstätten – aus 13 verschie-
denen Ländern in dem Projekt zusam-
men, darunter etwa das IfZ in Mün-
chen, Yad Vashem oder die Wiener Li-
brary in London. Bis September 2014
soll eine Art „Wissen-
schafts-Infrastruktur“ ent-
stehen. Diese wird aus einem
Netzwerk von Forschern
bestehen, die sich mit dem
Holocaust beschäftigen.
Daneben wird eine Online-
Datenbank aufgebaut, in
der auf tausende Scans von
Originaldokumenten aus
Archiven weltweit zugegrif-
fen werden kann. Dies ist
vor allem für die Forschung
zu Ostmittel- und Osteuro-
pa – dem zentralen Raum
der Massenverbrechen –
von Interesse. Die Bestän-
de von kleinen lokalen oder
regionalen Archiven in der
Ukraine oder in Litauen
können dann vom heimischen Rech-
ner aus auf ihre Relevanz für das eige-
ne Forschungsthema durchforstet
werden, so dass man seine Archivrei-
sen deutlich effektiver planen kann.
Das Ziel ist, Forscher und Quellen-
sammlungen zusammenzubringen.

Aber auch der breiteren Öffentlichkeit
bietet die Homepage www.ehri-
project.eu wichtige Informationen.
So finden sich dort kurze Zusammen-
fassungen der Geschichte des Holo-
caust in allen betroffenen Staaten in
Europa und Nordafrika. Wer also
beispielsweise rasch etwas zur Frage
der Judenverfolgung in Marokko,
Norwegen oder San Marino nachlesen

möchte, muss nicht mehr eigens in die
Bibliothek gehen.

Andreas Wirsching, Direktor des IfZ
und Dieter Pohl von der Universität
Klagenfurt eröffneten die Tagung mit
einem Blick auf den Antisemitismus in

Wissenschaftler und Quellen zusammenbringen
Internationale Nachwuchsakademie zur Holocaust-Forschung

Jährlich erscheinen tausende Neuerscheinungen zum Holo-
caust allein in deutscher Sprache. Auch wenn nun schon seit
Jahrzehnten zu diesem Thema geforscht wird, legt die For-

schung immer wieder neue Ergebnisse vor. Derzeit besonders
en vogue sind lokale und regionale Studien, die die Verfolgung
und Ermordung der europäischen Juden auf einer Mikroebene
untersuchen. In Tutzing fand nun in Kooperation mit dem Institut
für Zeitgeschichte (IfZ) München die Summer School des Euro-
pean Holocaust Research Infrastructure Projekts (EHRI) statt,
bei der Nachwuchswissenschaftler und arrivierte Forscher zwei
Wochen lang intensiv über die aktuellen Entwicklungen disku-
tierten.

Deutschland vor und nach der Macht-
übernahme Hitlers. Anschließend wur-
den die einzelnen gesellschaftlichen
Gruppen in den Blick genommen, so
etwa die alten Eliten durch Magnus
Brechtken oder die Wehrmacht durch
Johannes Hürter vom IfZ.

Einen Schwerpunkt bildete die Unter-
suchung des Holocaust in den besetz-
ten Gebieten. So sprach etwa Karel
Berkhoff von der Universität Amster-
dam über die Ukraine, Andrea Löw
vom IfZ über Ghettos in Polen, Katja
Happe von der Universität Freiburg im
Breisgau über die Niederlande und
Michael Mayer von der Akademie
über die Judenverfolgung im besetz-
ten Frankreich.

Historischer Bezug
vor Ort

Daneben bot Tutzing auch einige his-
torische Bezugspunkte zum Thema.

Lange wurde die Frage
diskutiert, weshalb der
Nachlass des Generals
Erich Ludendorff, der
auch am Hitler-Putsch
1923 beteiligt war und
dessen Villa sich nur we-
nige Meter von der Aka-
demie entfernt befindet,
noch immer nicht für die
Forschung freigegeben
wurde. Der Zug mit jüdi-
schen Häftlingen des
KZ Außenlagers Dachau
in Mühldorf, der am 29.
April 1945 in Tutzing
strandete, zeigte zudem,
welche Bedeutung der
Holocaust für die Lokal-
geschichte besitzt.

Mit Wendy Lower vom Claremont
McKenna College in Claremont, Kali-
fornien, lebt eine der renommiertesten
Holocaust-Forscherinnen direkt vor
Ort, die es sich nicht nehmen ließ, zum
Abschluss der Tagung zu einem
Abendempfang zu laden.

Michael Mayer

Symbol des Holocausts: Das Eingangstor am Vernichtungs-
lager Auschwitz Foto: wikimedia commons


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Heba Ahmed ist in Kairo aufgewach-
sen und studiert nunmehr in Berlin.
An den Demonstrationen für Frauen-
rechte und Demokratie in Ägypten
war und ist sie aktiv beteiligt.

Ahmed gab einen Überblick über die
Diskriminierungen von Frauen in
Ägypten und stellte ägyptische Frau-
enorganisationen vor. Ein besonde-
res Problem in Ägypten sei die sexu-
elle Belästigung von Frauen.

„Harassmap“ etwa ist eine Initiative,
die Belästigungen systematisch doku-
mentiert, zum Beispiel durch eine stän-
dig aktualisierte Karte mit der Anzahl
der Übergriffe in verschiedenen Regi-
onen. Ein besonderes Problem der
Frauenbewegung in Ägypten sei, dass
sich Frauenkräfte nur in der Zivilge-
sellschaft, nicht aber im Parteiensys-
tem entfalten können. Dies mache es
nicht leicht, Forderungen wie die
Gleichstellung von Frauen im Erbrecht
politisch durchzusetzen, sagte Ahmed.

Gertrud Simmert-Genedy gab weitere
Einblicke in die Situation von Frauen
in Ägypten. Sie war lange Zeit im Ver-
waltungsmanagement einer privaten
Universität in Kairo tätig und berich-
tete über ihre Eindrücke als deutsche
Frau in Ägypten: über den Alltag pri-
vilegierter Oberschichtkinder an der
Universität, familiäre Zusammenkünf-
te in einer Mittelschichtfamilie und
über ihre Erfahrungen als Gründerin
des Gesundheitsprojekts „Cairo Birth
House“.

Geschlechterpolitik
von oben

Joëlle Affolter von der Universität
Zürich zeichnete die Geschlechterpo-
litik und den sozialen Wandel in Tu-
nesien nach. Nach der Unabhängig-
keit Tunesiens im Jahre 1956 sei es zu

einer „Geschlechterpolitik von oben“
gekommen. Danach wurden Frauen
weitgehend gleichgestellt und erhiel-
ten stärkere Rechte. Das Patriarchat sei
dadurch jedoch nicht in Frage gestellt
worden. Vielmehr seien die frauenpoli-
tischen Vorhaben der damaligen Regie-
rungen als Instrumentalisierung von
Frauenrechten zu sehen, um die eige-
ne Legitimität nach innen und außen
zu steigern. Nach der „tunesischen
Revolution“ zeichne sich doch eine

Änderung ab, so Affolter. Nunmehr
würden Frauen stärker für ihre Rechte
eintreten.

Hohe Jugendarbeits-
losigkeit bei Frauen

Der Mannheimer Ökonom und Sozio-
loge Michael Gebel widmete sich den
ökonomischen Chancen junger Frau-
en in Nordafrika, wobei sich seine
Forschungsergebnisse auch auf den
Mittleren Osten bezogen. In diesen
Ländern seien Frauen – in der Ge-
samtsicht – beim Zugang zum Arbeits-
markt stark benachteiligt. Daran wür-
den auch der Rückgang der Gebur-
tenrate und die Bildungsexpansion

nichts ändern. Bei Frauen spielt die
frühe Phase des Lebenslaufs eine zen-
trale Rolle für die späteren Bildungs-
chancen. So bedeute die im Vergleich
zu Männern frühere Heirat deutliche
Nachteile für eine spätere Erwerbstä-
tigkeit. Im weltweiten Vergleich nimmt
die Jugendarbeitslosigkeit bei den
Frauen in Nordafrika einen Spitzen-
rang ein, sagte Gebel.

Gesellschaften im Umbruch:
Frauen in Nordafrika

Die politischen Umwälzungen in den nordafrikanischen
Staaten haben unübersichtliche gesellschaftliche Dynami-
ken entfaltet. In besonderem Maße davon betroffen sind

Frauen. Unsere Tagung* betrachtete die Lage nordafrikanischer
Frauen aus verschiedenen Blickwinkeln.

* In Zusammenarbeit mit den bayerischen Landesverbänden des Katholischen Deutschen Frauenbundes, des Deutschen
Evangelischen Frauenbundes und des Deutschen Frauenrings.

Gertrud Simmert-Genedy berichte-
te über ihre Erfahrungen in Ägypten

Joëlle Affolter sprach über die Si-
tuation von Frauen in Tunesien

     Fotos: Rada


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Ein Beispiel für ehrenamtliches En-
gagement für Frauen in Nordafrika
gaben Brigitte und Rainer Küppers
vom Waakirchener Verein „Soziale
Projekte Südmarokko e.V.“.  Marokko
sei historisch aufgrund seiner Lage
am Atlantik stark durch den Sklaven-

handel geprägt worden. Es  unterschei-
de sich von anderen Staaten Nordafri-
kas auch dadurch, dass es über De-
monstrationen hinaus zu keiner Revo-
lution gekommen sei. Der Verein wid-
met sich generell kleineren Einrich-

Tradition und Moderne – so unterschiedlich können Frauen in Afrika auftreten: Links eine Mursi-Frau in Äthiopien
mit ihren charakteristischen Tellerlippen, rechts die ägyptische Bürgerberichtserstatterin Gigi Ibrahim in Kairo

  Fotos: AI Jazeera

tungen, die beispielsweise Frauen
und ihren Kindern helfen, ohne Vater
durchzukommen. Diese Frauen seien
gravierenden Benachteiligungen aus-
gesetzt, ihnen würden sogar vielfach
gar nicht die entsprechenden Papiere
ausgestellt.

Anja Opitz, an der Akademie für The-
men der Internationalen Politik zu-
ständig, erläuterte die Herausforde-
rungen für die weiteren Transforma-
tionsprozesse in Nordafrika. Wand-
lungen zu mehr Demokratie und Par-

lamentarismus würden durch die eth-
nische Fragmentierung, die nur klei-
nen Mittelschichten sowie die Domi-
nanz des Erdöl- und Erdgassektors  er-
schwert. Mit Blick auf den israelisch-
palästinensischen Konflikt hob Opitz
das für mehr Stabilität ungünstige re-

gionale Umfeld hervor. Insgesamt fehl-
ten viele wichtige Anreize zu politisch-
wirtschaftlicher Liberalisierung und
demokratischer Konsolidierung.

Gero Kellermann



Neubesetzung des Beirats der Akademie

Nach dem Ende der 13. Wahlperiode sind folgen-
de Beiratsmitglieder ausgeschieden: der bishe-

rige Vorsitzende K. Heinz Eisfeld (Erwachsenen-
bildung), Liselotte Feller (Frauenverbände), Sigrid
Friedl-Lausenmeyer (FDP), Norbert Kraxenberger
(Kommunale Spitzenverbände), Thomas Morawski
(Bayer. Journalisten-Verband), Dr. Reinhard Möstl
(Industrie- und Handelskammer), Stefan Müller MdB
(Ring politischer Jugend), Jürgen Pache (Lehrerver-
bände) und Berthold Rüth MdL (CSU).
Wir danken allen ehemaligen Mitgliedern – insbe-
sondere dem langjährigen Vorsitzenden Eisfeld – für
ihre konstruktive Begleitung der Akademie und ihre
zahlreichen Denkanstöße für unsere Arbeit.

Neu im Beirat sind: Karin Albsteiger MdB (Ring
politischer Jugend), Dr. Jürgen Busse (Kommunale
Spitzenverbände), Peter Driessen (Industrie- und
Handelskammer), Robert Günthner (Gewerkschaf-
ten), Prof. Dr. Klaus Meisel (Erwachsenenbildung),
Linda Paquet (Frauenverbände), Dr. Hilde Stadler
(Bayer. Journalisten-Verband), Walter Taubeneder
MdL (CSU), Jürgen Wunderlich (Lehrerverbände)
und Anna Zisler (Israelitische Kultusgemeinde).

Wir freuen uns auf die gemeinsame Arbeit und die
zukünftigen  Impulse aus dem Beirat.
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Zuvor waren die Leserbriefseiten der
großen Tages- und Wochenzeitungen
systematisch ausgewertet worden. Es
stellte sich heraus, dass die Bereit-
schaft zu dieser Art persönlicher Stel-
lungnahme über die Zeit stetig ange-
stiegen war. Aus vielen Zuschriften
trat die Sorge um den Bestand der
freiheitlich-demokratischen Ordnung
hervor. Deshalb wurden Leserbrief-
schreiber aus Bayern zu einem zwei
Tage dauernden Gespräch nach Tut-
zing eingeladen. Das Programm stieß
auf derart starke Resonanz, dass eine
Vielzahl von Anmeldungen nicht be-
rücksichtigt werden konnte.

Die Akademie betrat damit völliges
Neuland. Es war der Versuch, sich
einer bisher vernachlässigten Gruppe
von engagierten Staatsbürgern zu
öffnen. Dazu kamen bayerische Poli-
tiker und verantwortliche Redakteure
von Zeitungen.

Den Leserbriefschreibern wurde Gele-
genheit gegeben, sich mit den Redak-
teuren über diese unmittelbare Form
politischer Meinungsäußerung, die
dahinterstehenden Motivlagen, den
politischen Wirkungsgrad sowie mög-
liche Auswirkungen auf Betroffene
und Leser auszutauschen.

Amateure und Profis

Unter den rund 50 eingeladenen Ver-
fassern von Leserbriefen waren Ärzte
und Arbeiter, Rentner und Beamte,
Polizisten und Juristen, Wissenschaft-
ler und Studenten, Lehrer und kauf-
männische Angestellte sowie auch
ein Geistlicher. Es zeigte sich, dass sie
grob in zwei Gruppen zerfielen: zum
einen die „Amateure“, die einmal bei
einer sie besonders bewegenden An-

gelegenheit zur Feder gegriffen hatten;
zum anderen die „Profis“, die ihr Me-
tier über alle Sparten der öffentlichen
Angelegenheiten hinweg ausübten
und zu beherrschen glaubten. Teils er-
schienen sie mit voluminösen Samm-
lungen ihrer fein säuberlich dokumen-
tierten Zuschriften.

Besonders lebhaft verlief die vom SZ-
Redakteur Wilhelm E. Süskind mode-
rierte Diskussion mit den für die Leser-
briefspalten verantwortlichen Redak-
teuren von Süddeutscher Zeitung und
Münchner Merkur.  An einer Fülle von

Kritische Experten oder Wichtigtuer?
Vor 50 Jahren: Tagung für Leserbriefschreiber

Die Tagung mit Verfassern politischer Leserbriefe im Juli
1963 war ein durchschlagender Erfolg. Die Akademie
hatte ein Experiment gewagt, dessen Gelingen bei der

heterogenen Zusammensetzung der Teilnehmer keineswegs als
sicher gelten konnte.

Beispielen aus ihrem Arbeitsalltag
legten sie dar, wie sie den Motiven für
die Einsendungen nachspüren und
ihre Auswahl zum Nutzen des The-
mas, im Interesse der gesamten Le-
serschaft und in Verantwortung vor
dem öffentlichen Auftrag ihrer Presse-
organe treffen.

Aus dem abschließenden Podiumsge-
spräch ging hervor, dass vor allem die
Vertreter der Legislative im politischen
Leserbrief einen notwendigen ergän-
zenden Faktor bei ihrer Meinungsbil-
dung erblickten, ihn bisweilen gar zum
Ausgangspunkt eigener politischer
Initiativen machten. Trotz des Erfolges
hat diese – auch in den Medien stark
beachtete Veranstaltung – bislang
keine Wiederauflage erfahren.

Steffen H. Elsner

„Sehr geehrter Herr Messerschmid!

Es ist ein Witz, über den ich herzlich
gelacht habe, dass Sie ausgerechnet
mich, dessen Leserbriefe niemand
mehr druckt, zu einer Tagung von
Leserbrief-Schreibern einladen.

Aber nicht nur die Zeitungen und
Zeitschriften lehnen mich ab. Die
Evangelische Akademie in Tutzing
schickt mir schon lange keine Einla-
dungen mehr zu. Und wenn ich bei
ihr das Programm einer Tagung an-
fordere, um mich dazu eventuell an-
melden zu können, dann bleibt mei-
ne Bitte unbeantwortet. Die „Ober-
menzinger Gespräche“, von denen
im Laufe von nicht ganz sechsein-
halb Jahren 159 stattgefunden ha-
ben, hat man mir zerschlagen.

Was wollen Sie mit einem so hoff-
nungslosen Fall wie mir? Wollen Sie
mich etwa als Demonstrationsobjekt
benützen, wohin es mit einem Men-
schen kommen kann, der ganz un-

Auszug aus der Korrespondenz zur Tagung:

bekümmert das sagt, was er denkt?
Oder wollen Sie an meinem Fall de-
monstrieren, dass in unserem Wirt-
schaftswunderland einzig und al-
lein die Möglichkeiten, die Mei-
nungsfreiheit zu beschränken, un-
beschränkt sind? Nun, wenn Sie
trotzdem Ihre freundliche Einla-
dung aufrecht erhalten sollten, neh-
me ich sie dankend an. Ihre Gast-
freundschaft muss ich als Klein-
rentner in Anspruch nehmen. Da-
gegen möchte ich nicht, dass Sie
mir die Bahnfahrt zahlen. Wenn
das Wetter es irgend erlaubt, werde
ich mit dem Rad kommen. (...)

Ich bin Ihnen nicht böse, wenn Sie
auf diesen Brief hin Ihre freundliche
Einladung zurückziehen. Opposi-
tion ist immer gut, nur darf sie nicht
in wirkliche Meinungsfreiheit aus-
arten. So war es im Kaiserreich und
so ist es heute noch.

Mit freundlichen Grüßen (...)“


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zeitungsecho+medienstimmen+pressesplitter
Akademie-Arbeit und Veranstaltungen im Spiegel der Medien

… Der Passauer Tetralog gehört seit
nunmehr 16 Jahren als fester Pro-
grammpunkt zu den Festspielen. Der
Tetralog wird von der Akademie für
Politische Bildung Tutzing in Zusam-
menarbeit mit den Festspielen und der
Universität Passau veranstaltet. Die
Leitung hat Professor Heinrich Ober-
reuter, Präsident des Kuratoriums der
Europäischen Wochen und Emeritus
der Universität. Zu Gast waren heuer
unter dem Motto „Zu neuen Horizon-
ten – Politik jenseits des Wahljahres“
Bundesjustizministerin Sabine Leut-
heusser-Schnarrenberger, der Präsi-
dent des American Institute for Con-
temporary German Studies, Dr. Jack-
son Janes, die Direktorin der Akade-
mie für Politische Bildung Tutzing, Pro-
fessorin Ursula Münch, sowie der Au-
tor und Publizist Ulrich Schacht.

Oberreuter moderierte in gewohnt lo-
ckerer Weise und prophezeite Angela
Merkel als die nächste Kanzlerin und

Über „zu neuen Horizonten: Politik
jenseits des Wahljahres“ haben aner-
kannte Polit-Experten beim 16. Pas-
sauer Tetralog am Sonntag in der Uni-
versität Passau ihre Meinung ausge-
tauscht. Freiheit und Privatsphäre, der
nationale und internationale Einfluss
der deutschen Politiker und die Sicht
Amerikas auf Europa standen im Zen-
trum der Podiumsdiskussion vor rund
100 Zuhörern. …
… Souverän grenzte Parteien-Forscher
Oberreuter das weite Thema gleich ein,
zählte als Hauptaspekte auf die Mög-
lichkeiten nationaler Politik nach in-
nen und außen samt des Disputs der
Bestandswahrer und der Zukunftsbe-
fürworter auch zum Stand der Einigung
Europas, den Schutz des Individuums
und die Außensicht auf Europa.

STRAUBINGER TAGBLATT vom 1. Juli 2013:

Bürger sollten sich „mehr entfalten“ dürfen

Horst Seehofer als nächsten Minister-
präsidenten. Wie sieht es mit dem Ver-
trauen in die Politik aus, wie kann sich
der Bürger noch mehr einbringen?
Auch mit diesen Fragen beschäftigte
sich die Gesprächsrunde. Aktuelle
Wahlprogramme der Parteien steuerten
immer mehr auf soziale Versorgung zu
und in der Gesellschaft vollziehen sich
tiefe Umbrüche, so Oberreuter.

„Wieviel trauen wir den Bürgern
selbst zu“, fragte Bundesjustizmini-
sterin Leutheusser-Schnarrenberger.
Es müsse nicht alles mit der schützen-
den Hand des Staates den Bürgern an
die Seite gegeben werden. In vielen
Entscheidungen lassen die Parteien
den Bürger „sich nicht so sehr entfal-
ten“, mahnte die Ministerin.

„Man braucht sich nicht zu wundern,
dass die Bürger nicht mehr wählen ge-
hen, wenn man keine Themen wählt,
die die Bürger interessieren“, betonte

Münch. Nationale Politiker seien in
ihrem Handeln oft „beschränkt“, weil
Themen häufig auf europäischer Ebe-
ne entschieden werden. „Die können
gar nicht mehr so viel regeln, wie sie
früher konnten“, das denken Bürger
über Politik, so Münch weiter. Dieje-
nigen, die man wähle, hätten gar nicht
mehr so viel Gestaltungsspielraum
aufgrund von Europäisierung und
Globalisierung.

Janes erklärte, dass man sich in der
Politik fragen müsse, was muss man
bieten, dass der Bürger das Gefühl hat
„ich habe die Wahl“. In Deutschland
seien sich die meisten Parteien völlig
einig über den Euro. „Haben die Leute
da keine Wahl?“ fragte Janes kritisch
nach. Dasselbe gelte für Amerika.
„Wir haben aufgrund des Systems
nur zwei Parteien“. Und genau da liege
seiner Meinung nach das demokrati-
sche Defizit. …

Christine Pierach in der PASSAUER NEUEN PRESSE vom 1. Juli 2013:

Warnung vor der „Entpolitisierung der Politik“

Für Leutheusser-Schnarrenberger
steht für alle Politiker im Vordergrund
die Abwägung, „wie viel trauen wir
den Bürgern zu, selbst in die Hand zu
nehmen, wo sind Möglichkeiten ihrer
Teilhabe, wo stehen wir ihnen mit
schützender Hand zur Seite?“ Unan-
tastbar bleibe für sie die Privatsphäre:
„Der Schutz persönlicher Daten ist
unverzichtbar. Da bin ich Bestands-
wahrer.“ Die Justizministerin bekannte
aus 23 Jahren Bundestagserfahrung
aber auch „die Begrenztheit dessen,
was ein Nationalstaat mit seinen de-
mokratischen Strukturen, was ein nati-
onaler Politiker über die nationalen
Grenzen hinaus wirkungsvoll ent-
scheiden kann. Ohne Stärkung des
Europäischen Parlaments wird es nicht
gehen.“

Ursula Münch pflichtete bei, dass
„Privatheit eines der ganz großen The-
men ist, das so leicht nicht abgeräumt
werden kann, auch nicht im europäi-
schen und transatlantischen Diskurs.“
Münch hat eben wegen des begrenz-
ten internationalen Handlungsspiel-
raums eine Themenverschiebung be-
obachtet: Bundespolitiker verschrie-
ben sich „einer Politik des Kümmerns,
die früher Sache des Landes-, eher der
Kommunalpolitiker war. Man kümmert
sich um Kleinteiliges, weil man das
Große nicht behandeln möchte“. Mit
„Damit vergibt man die Chance, sich
zu positionieren“, warnte Münch vor
einer „Entthematisierung der nationa-
len Politik. Das ist eine Entpolitisie-
rung der Politik und Demotivation für
den Bürger.“…
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Der von Michael Spieker herausgegebene
Sammelband „Der Sozialstaat“ vereint die

Darstellung sozialstaatlicher Fundamente mit der
Frage nach ihrer Begründung. Dabei wird heraus-
gestellt, auf welche Weise sozialstaatliche Prin-
zipien in Frage gestellt und im Zug von Reform-
maßnahmen „leichtfertig durch unreflektierte Vor-
stellungen ersetzt“ werden.

Unter der Überschrift „Grundlegungen“ wird in dem
in zwei Abschnitte gegliedertem Band zunächst
erörtert, welches Verständnis von Individuum,
Gesellschaft und Institutionen zur Wohlfahrts-
staatlichkeit führt. Um der Vielfalt von sozialstaat-
lichen Begründungen Rechnung zu tragen, findet
sich an dieser Stelle eine breite Zusammenstel-
lung von Beiträgen verschiedener Disziplinen, die
unterschiedliche Zugänge zu Grunde legen. So
werden den Texten der Politikwissenschaftler
Knoll um Nullmeier ein theologischer Aufsatz zu
den konfessionellen Wurzeln des Sozialstaats
(Vogt) und eine rechtswissenschaftliche Betrach-
tung des Grundgesetzes (Gröschner) zur Seite
gestellt, und durch eine Skizze der soziologischen
Begründungslinien Moral, Gerechtigkeit und In-
klusion (Fuchs-Goldschmidt) ergänzt.

Thielemanns wirtschaftsethischer Beitrag zur
„Verteilungsfrage als Fairness und Zurückerobe-
rung der Idee der sozialen Marktwirtschaft“
schließt den ersten Teil des Sammelbandes ab.
Insgesamt liest sich der Abschnitt als gelungene
Zusammenstellung, die durch den interdisziplinä-
ren Zugang überzeugt. Dabei richten sich die Aus-
führungen zwar an ein Publikum, das sich grund-
legend informieren möchte, so dass sich die Au-
toren gelungen um eine nachvollziehbare Argu-
mentation bemühen. Thematische Neueinsteiger
sind allerdings mit der ergänzenden Originallek-
türe der teilweise sekundäranalytisch besproche-
nen (theoretischen) Konzepte (Rawls, Forst, Hon-
neth) gut beraten.

Unter der Überschrift „Entwicklungen und Heraus-
forderungen“ wird im zweiten Teil des Sammel-
bandes analysiert, welche Veränderungen in den
(Politik-)Feldern Rente, Arbeitsmarkt, Armut,
Familie und Demografie zu konstatieren sind,
bevor abschließend das Vertrauen in den Wohl-
fahrtsstaat (Müller) sowie die Möglichkeiten und

Michael Spieker (Hrsg.)
Der Sozialstaat
Fundamente und Reformkurse
(Tutzinger Studien zur Politik)
Nomos, Baden-Baden 2013, 305 S.
ISBN 978-3-8329-7215-8

In: http://www.sozialpolitik-aktuell.de/rezensionen_659.html

Grenzen des ehrenamtlichen Engagements
(Wegner) beleuchtet werden. Den Auftakt liefert
Brettschneiders Auseinandersetzung mit Verän-
derungen und ihrer Legitimation im Alterssiche-
rungssystem. Dabei gibt der Autor einen kennt-
nisreichen, detaillierten und spannenden Über-
blick über die Reformdiskurse der letzten beiden
Dekaden und liefert so einen gleichsam überzeu-
genden wie lesenswerten Beitrag zu den Entwick-
lungen der Alterssicherungspolitik. Auch die sich
anschließenden Artikel zur Prekarität von Arbeit
und Bildung (Kraemer), Grundsicherungsmodel-
len (Hauser) und Familienpolitik (Münch) sind zur
Lektüre zu empfehlen.

Die sich diesen Beiträgen anschließende Diskus-
sion des demografischen Wandels und seiner
Folgen für die sozialen Sicherungssysteme (Ste-
fanie Wahl) kann hingegen nicht überzeugen. Hier
präsentiert die Autorin eine lange Reihe unreflek-
tiert aufgelisteter Daten, deren Quelle (und Vali-
dität) dem Leser vorenthalten bleibt, um sie
schließlich zu einer kaum nachzuvollziehenden
Argumentation zu verdichten. Dabei verzichtet die
Autorin (mit Ausnahme einiger Schaubilder)
durchgängig auf die Angabe von Quellen, so dass
es nur konsequent erscheint, dass sich dem
Beitrag erst gar kein Literaturverzeichnis an-
schließt. Offensichtlich hat Wahl die referierten
Daten zur demografischen Entwicklung selber er-
funden. Wer sich dennoch bis zum Ende des Auf-
satzes vorkämpft, darf sich freuen, wenn er nach
dem Umblättern den fett gedruckten Titel der
nächsten Beitrags liest: Die Bedrohung des So-
zialstaates durch Meinungsmache (Müller).

Fazit: Der Herausgeber hat Humor. Insgesamt gibt
Spieker eine interessante Zusammenstellung
heraus, die kontrovers angelegt ist und interes-
sante Aspekte der Sozialstaatsdebatte heraus-
arbeitet. Bis auf eine Ausnahme: Empfehlenswert.
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Themen   Tagungen   Termine
Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche
Anmeldungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten
um Ihr Verständnis!

2-1* 7. – 9. Januar
Tutzinger Schülerforum: Wie klingt Geschichte?
Konzepte für den Jugend-Audioguide des NS-Dokumentationszentrums München
Workshop für Jugendliche in Zusammenarbeit mit der Stiftung
Zuhören und dem NS-Dokumentationszentrum München
Leitung: Michael Schröder / Elisabeth Utz / Winfried Nerdinger
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

3-3* 13. – 15. Januar
Tutzinger Schülerforum: Strategien gegen alltäglichen Rassismus
In Zusammenarbeit mit der Initiative „Schule ohne Rassismus –
Schule mit Courage“ und dem Pädagogischen Institut der Landeshauptstadt München
Leitung: Michael Schröder / Michael Schneider-Koenig / Suzan Kozak
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

3-2 15. – 17. Januar
Ethikberatung in der Politik
In Kooperation mit dem Bayerischen Zentrum für Politische Theorie
Leitung: Michael Spieker / Clemens Kauffmann
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

3-4* 15. – 17. Januar
Internationale Politik auf dem Prüfstand
In Kooperation mit der Sanitätsakademie der Bundeswehr
Leitung: Anja Opitz
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

3-5 16. Januar
Fragen an Europa: Europa auf Wanderschaft – Bedrohung oder Chance?
In Zusammenarbeit mit der Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsarbeit,
der Europäischen Akademie Bayern und der
Vertretung der Europäischen Kommission in München
Leitung: Ursula Münch / Ondrej Kalina / Monika Franz / Birgit Schmitz-Lenders / Peter Martin
Sekretariat: Renate Heinz  Tel. 08158/256-47
Außenveranstaltung in Bamberg

4-1* 20. – 24. Januar
Der Nationalsozialismus in der deutschen Geschichte
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Mayer / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay  Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

4-2* 20. – 24. Januar
Inklusion in der Schule
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Spieker / Barbara Keppeler
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay  Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

J a n u a r
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Für die mit einem * gekennzeichneten Tagungen gibt es bereits einen festen Teilnehmerkreis. Zusätzliche
Anmeldungen sind nur in Ausnahmefällen und nach Rücksprache mit dem Tagungsleiter möglich. Wir bitten
um Ihr Verständnis!

5-3*  27. – 30. Januar
Tutzinger Schülerforum: Nahost-Region
Leitung: Michael Ingber / Manfred Schwarzmeier
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

5-2* 29. – 30. Januar
Agrarpolitik – Subventionen im Verbraucherinteresse?
In Zusammenarbeit mit dem VerbraucherService Bayern im KDFB e.V.
Tagungsleitung:  Wolfgang Quaisser / Annegret Hager
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

6-1* 3. – 5. Februar
Tutzinger Schülerforum: EuropaPolitik erleben!
Eine Politiksimulation zur Europäischen Union
Leitung: Robert Lohmann / Michael Mayer
Sekretariat: Simone Zschiegner Tel. 08158/256-44

6-3*  3. – 6. Februar
Tutzinger Schülerforum: Nahost-Region
Leitung: Michael Ingber / Manfred Schwarzmeier
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46
Außenveranstaltung in Abensberg

7-4* 10. – 11. Februar
Tutzinger Schülerakademie: EuropaPolitik erleben!
Eine Politiksimulation zur Europäischen Union
In Zusammenarbeit mit dem Jean-Monnet-Lehrstuhl
für Europäische Politik der Universität Passau
Leitung: Ondrej Kalina / Robert Lohmann / Daniel Göler
Sekretariat: Simone Zschiegner  Tel. 08158/256-44
Außenveranstaltung in Passau

7-1* 10. – 14. Februar
1914 in der europäischen Geschichte
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Mayer / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53
Anmeldung über die Akademie Dillingen

7-3 11. – 12. Februar
Tutzinger Journalistenakademie: Alles, was Recht ist!
Juristisches Rüstzeug für die journalistische Praxis
Leitung: Michael Schröder / Johanna Onischke
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

F e b r u a r
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7-2 14. – 16. Februar
Das Europäische Parlament – Funktionswandel und Aufgabenprofile 2014 bis 2019
In Kooperation mit dem Institut für Politikwissenschaft der Universität Innsbruck
Leitung: Ondrej Kalina / Anja Opitz / Andreas Maurer
Sekretariat: Ina Rauš  Tel. 08158/256-53

8-1* 17. – 21. Februar
Fakultas Sozialkunde: Politische Theorie
Lehrgang zur Erlangung der Fakultas in Sozialkunde an Gymnasien
6. Sequenz / 2. Lehrgang
Lehrerfortbildung mit der Akademie Dillingen
Leitung: Michael Spieker / Sabine Wintermantel
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay  Tel. 08158/256-17
Anmeldung über die Akademie Dillingen

8-2*  17. – 20. Februar
Tutzinger Schülerforum: Nahost-Region
Leitung: Michael Ingber / Manfred Schwarzmeier
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46
Außenveranstaltung in Neuendettelsau

8-3* 21. – 23. Februar
Armed Forces, Security, and State Violence
Leitung: Michael Mayer / Michaela Hampf
Sekretariat: Heike Schenck  Tel. 08158/256-46

9-1* 24. – 26. Februar
Tutzinger Schülerforum: EuropaPolitik erleben!
Eine Politiksimulation zur Europäischen Union
Leitung: Robert Lohmann / Gero Kellermann
Sekretariat: Simone Zschiegner  Tel. 08158/256-44

9-2 28. Februar – 1. März
Religion, Krieg und Frieden
Leitung: Michael Spieker
Sekretariat: Alexandra Tatum-Nickolay  Tel. 08158/256-17

E-Mail-Adressen der Sekretariate:

Renate Heinz R.Heinz@apb-tutzing.de
(Sekretariat der Direktorin)

Ina Rauš I.Raus@apb-tutzing.de

Heike Schenck H.Schenck@apb-tutzing.de

Karin Sittkus K.Sittkus@apb-tutzing.de

Alexandra Tatum-Nickolay A.Tatum-Nickolay@apb-tutzing.de

Simone Zschiegner S.Zschiegner@apb-tutzing.de
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Namen  und  Nachrichten
aus der Akademie

K O L L E G I U MD I R E K T O R I N

Dr. Ondrej Kalina sprach und diskutierte in Wildbad Kreuth über „Aktu-
elle Herausforderungen in Europa: Auf dem Weg zu den Vereinigten Staa-
ten von Europa?“. Im Wintersemester 2013/14 gibt er als Lehrbeauftragter
an der Universität Passau ein Hauptseminar zum Thema „Europäischer
Parlamentarismus. 35 Jahre Direktwahl des Europäischen Parlaments“.

Prof. Dr. Ursula Münch wirkte im Rahmen
der Regionalkonferenz der CDU Nord-
rhein-Westfalen an einer Podiumsdiskus-
sion zum Thema „Welche Zukunft hat
Familie?“ mit und nahm im Rahmen der
„DAAD-Wahlbeobachter Reise 2013“ am
„Round-Table-Gespräch“ zum Thema
Gleichstellung teil.

Bei einer Kooperationstagung der Bayer-
ischen Landeszentrale für politische Bil-
dungsarbeit und der Hochschule für
Politik „Die Parteien in Bayern im Lichte
der Landtagswahl 2013“ referierte sie über
„Das Parteiensystem in Bayern in bundes-
deutscher und europäischer Perspektive:
Tendenzen und Trends, Kontinuitäten und
Wandel“.

Sie moderierte den Regionalen Unterneh-
mertag 2013 „Wirtschaft und Wissen-
schaft im Fünfseenland“ des Landkreises
Starnberg und hielt im Roncallihaus Tut-
zing  einen Vortrag zum Thema „Zwischen
den Wahlen. Analyse, Bewertung, Per-
spektive“.

Im Rahmen der Ferientagung der Evange-
lischen Akademie Tutzing „Welt – Raum –
Mensch“ sprach sie über „Politische Räu-
me – Arenen der Öffentlichkeit“ und vor
dem Vorstand bzw. dem Wirtschaftsbeirat
der Stadtsparkasse München referierte sie
über „Die Gefährdung der Demokratie.
Extremismen, Populisten und politische
Apathie als Herausforderungen für die
Mitgliedstaaten der Europäischen Union“.

Dr. Michael Mayer hielt am Center for Advanced Holocaust Studies des
United States Holocaust Memorial Museum in Washington D.C. einen
Vortrag mit dem Titel „The French Government Tackles the Jewish Ques-
tion Outright – Vichy-France, the German Occupying Power and the
Beginning of ‚Jewish Policy‘ in Summer and Autumn 1940”. Während der
37. Konferenz der German Studies Association in Denver, Colorado, sprach
er über das Thema „We Have a Mutual Understanding on this Really
Cardinal Issue – France, the Soviet Union and the German Question
1989/90”.  Außerdem hielt er einen Vortrag an der Arizona State University
in Phoenix, Arizona, zur „Racial Legislation in Vichy-France”.

Dr. Anja Opitz referierte zum Thema „The Cold-War-Autopilot –  Or why
the resolute pragmatism of the European German foreign policy contra-
dicts its real change“ auf der 37th Annual Conference der German Studies
Association in Denver, Colorado. In Belgrad hielt sie einen Vortrag zum
Thema „CSDP task catalogue and missions/operations“. Im Winter-
semester gibt sie ein Proseminar zu den Entscheidungsfindungsprozessen
innerhalb der EU-Institutionen und ein Seminar zur Thematik „EU External
Governance“ an der Universität Innsbruck.

Dr. Gero Kellermann hielt im Gymnasium Tutzing vor einem W-Seminar
einen Vortrag zum Thema „Grundlagen des Strafrechts“.

Dr. Michael Spieker sprach in Achatswies über „Die politische Bedeu-
tung der antiken Ästhetik“. Im Wintersemester hält er an der Katholischen
Stiftungsfachhochschule Benediktbeuern und an der Universität Freiburg
Lehraufträge über „Inklusion: Begriff und Realität“ ab.

Dr. Michael Schröder sprach im Goethe-Institut München über aktuelle
wirtschafts- und sozialpolitische Probleme Deutschlands nach der
Bundestagswahl.

Dr. Thomas Schölderle hielt in Fellbach einen Vortrag zum Thema „Pfade
Utopias. Thomas Morus und die Geschichte der Utopie“. Im Winter-
semester 2013/14  bietet er eine Lehrveranstaltung  unter dem Titel „Philo-
sophisch-Politisches Propädeutikum“ an der Hochschule für Politik  Mün-
chen an.


